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Dr. Marianne Wulff, KGSt

Die E-Government-Verwaltung:
schlank, kooperativ, vernetzt

E-Government als Treiber für
Verwaltungsumbau erkennen

Dass E-Government Möglichkeiten
für Verwaltungsmodernisierung in
sich birgt, wird aller Orten disku-
tiert. Doch steht in der allgemei-
nen Diskussion dabei immer noch
im Vordergrund, wie die Schnitt-
stelle zum Bürger und Kunden
mit Hilfe der Informationstechnik
umgestaltet werden kann. Das
Stichwort „virtuelles Rathaus“
umschreibt diese Vorstellungswelt.
Dass E-Government für Verwal-
tungsmodernisierung und -umbau
noch ganz andere Chancen hat,
gerät erst allmählich ins Blickfeld.
Künftig wird es darum gehen, das
Motto „E-Government wird Go-
vernment mit weitgehender IT-
Unterstützung“ mit Leben zu er-
füllen. Denn E-Government be-
deutet technikgetriebene Verwal-
tungsreform. E-Government be-
fruchtet die Auseinandersetzung
um die Verwaltung der Zukunft und
reichert sie an, weil die Informa-
tionstechnik heute ermöglicht,
Verwaltung neu und anders zu den-
ken und zu gestalten. E-Govern-
ment ermöglicht eine Ausrichtung
der Verwaltung, die nicht wegen der
leeren Kassen durch eine reine
Rückbau-Strategie geprägt ist.

Mit E-Government wird die Infor-
mationstechnik für die Verwaltung
zu einem mächtigen Impulsgeber
für die Entwicklung der einzelnen
Verwaltung und langfristig für das
Gefüge der öffentlichen Hand
insgesamt. Unter den Vorzeichen
von E-Government kann die Ver-
waltung eine andere werden, denn
E-Government hat erhebliche or-
ganisationspolitische Konsequen-
zen und Chancen. Verwaltung
kann sich u. a. durch die weit ge-

henden, technikinduzierten Ge-
staltungsmöglichkeiten anders im
Raum verorten, anders über die
Erreichung der Ziele des Gemein-
wesens nachdenken und radikale
Veränderungen bei der Gestaltung
der Produktionsprozesse anstre-
ben. E-Government treibt und er-
möglicht eine Entwicklung, die
positive wirtschaftliche Effekte
haben kann und gleichzeitig Qua-
litätsverbesserungen ermöglicht.
Es entstehen neue Möglichkeiten,
Dinge zu tun. Akteure, Prozesse
und Strukturen lassen sich neu
auswählen und kombinieren. Die-
se Veränderungen anzustoßen und
zu gestalten, ist Aufgabe von Ent-
scheidern und Beschäftigten vor
allem in Kommunen.

Die E-Government-Verwaltung
skizzieren

Die zukünftige Verwaltung betreibt
ein exzellentes, kundenorientier-
tes Front Office im Bürgerbüro, im
Call Center, über das Internetpor-
tal, in der ersten Anlaufstelle ei-
nes Fachbereichs. Die Produktion
der Leistungen im Back Office er-
folgt seltener als heute in der Ver-
waltung selbst. Vielmehr bewegt
sich die Verwaltung in einem viel-
fältigen Geflecht von arbeitsteili-
gen Leistungsprozessen, von öf-
fentlichen und privaten Akteuren.
Einige Beispiele:

• Die Verwaltung stellt Leistun-
gen in medienbruchfreien elektro-
nischen Prozessen mit ihren (Wirt-
schafts-)Kunden her (etwa durch
Vernetzung der IT-Systeme eines
Architekten mit den Fachanwen-
dungen der Verwaltung).

• Sie beauftragt Leistungen bei
externen öffentlichen oder priva-

ten Partnern, so etwa das operati-
ve Buchungsgeschäft bei einem
Wirtschaftsprüfer, die Antragsbe-
arbeitung bei der Grundsicherung
im Alter bei einer anderen Kom-
mune. Die Ergebnisse sind in der
auftraggebenden Kommune für
Bürger oder Mitarbeiter abrufbar.

• Sie erstellt komplexe Leistun-
gen in vernetzten, medienbruch-
freien Prozessen mit externen
Partnern – in der Sozial- und Ju-
gendverwaltung in Kooperation
mit den Freien Trägern, bei der
Umsetzung von Hartz IV durch
medienbruchfreie Leistungspro-
zesse zwischen Arbeits- und So-
zialverwaltung, Freien Trägern und
privaten Unternehmen.

• Die Kommunalverwaltung bie-
tet fertige Leistungen anderer Ver-
waltungsebenen (Kreis, Land,
Bund) mit Hilfe von Informations-
technik in ihrem Front Office an.

Bereits heute kann man die E-Go-
vernment-Verwaltung in ihren
Grundzügen beschreiben.

Die Verwaltung orientiert sich
strikt an der Nachfrage ihrer Bür-
ger und Kunden und folgt den Kri-
terien der Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit. Sie ist auf ihr Kern-
geschäft im Sinne von Wertschöp-
fung (public value) konzentriert
und dabei an Leitbildern und Stra-
tegien ausgerichtet. Die Verwal-
tung hat entsprechend Ballast
abgeworfen, und zwar bei Fachauf-
gaben und bei administrativen,
nicht wertschöpfenden Prozesse
aus Organisation, Informationsma-
nagement, Personal, Finanzen,
Gebäudemanagement, Rechtsbe-
ratung etc..

Die Verwaltung versteht sich we-
niger als Produzent, sondern mehr
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als Garant, Initiator, Partner in
Netzwerken und Steuerer und ge-
staltet die Leistungsprozesse ent-
sprechend. Die Verwaltung bietet
ein nachfragegerechtes Leistungs-
portfolio an, auch wenn sie nicht
selbst alles produziert. Z. B. kön-
nen auch andere Verwaltungen im
Rahmen interkommunaler Leis-
tungsnetzwerke Produkte herstel-
len, ohne dass örtliche Verwaltung
ihre Verantwortung abgibt. Das
Front Office (der „Vertrieb“) für
Leistungen von Kreis-, Landes-
oder Bundesverwaltung kann in
der Gemeinde sein, ohne dass
Verantwortlichkeiten verändert
werden müssen.

Produkte, Leistungen und Lösun-
gen werden im (multimedialen)
Front Office auf die Bedarfe des
Kunden zugeschnitten und nach
Fertigung dort an den Kunden
weitergegeben. Eine entsprechen-
de medienbruchfreie IT-unter-
stützte Prozessorganisation in
Front und Back Office ist eine
Selbstverständlichkeit.

Die Leistungsprozesse der Verwal-
tung sind vielfältiger als heute.
Prozesse werden differenziert für
bestimmte Leistungstypen defi-
niert: Die Produktion erfolgt inner-
halb der Verwaltung, vermehrt aber
außerhalb der Verwaltung oder in
Mischformen in einem Produkti-
onsnetzwerk mit öffentlichen und
privaten Partnern. Dabei gewinnen
externe Leistungserstellung und
Mischformen erheblich an Bedeu-
tung. Die Kooperations- und Netz-
werkfähigkeit einer Verwaltung ist
als Erfolgsfaktor akzeptiert.

Viel häufiger als heute überneh-
men – ganz oder in Teilen – infor-
mationstechnische Systeme die
Produktion von Verwaltungsleis-
tungen; die Beschäftigten haben
häufiger Aufgaben wie die „Auf-
tragsvergabe“, das Prozessma-
nagement, die Qualitätssicherung
und die Abnahme.

Produzentin ist die Verwaltung am
ehesten, wenn sie Aufgaben als

strategisch relevant bewertet oder
wenn sie besonders kompetent ist
und Leistungserstellung auch für an-
dere Verwaltungen übernehmen will.

Ziel der Kommunalverwaltung
bleibt weiterhin, hochwertige Leis-
tungen für Bürger und Unterneh-
men zu möglichst geringen Kos-
ten zu erbringen. Die dahinter
liegenden Leistungsprozesse müs-
sen jedoch angesichts der in der
Abbildung unten genannten Fra-
gen möglicherweise neu beantwor-
tet werden.

Neue Prozesse – neue Rollen
– neue skills erkennen und
aufbauen

In den veränderten Leistungspro-
zessen beherrschen Beschäftigte
flexibel unterschiedliche Rollen.

Die wichtigsten Rollen in der Netz-
werkverwaltung sind der „Verkäu-
fer“ im Front Office als „Interme-
diär“ zwischen Bürger und
Verwaltung, der Auftraggeber an
der Schnittstelle zwischen Front-
und Back Office, der Auftragneh-
mer, der Produzent und der Pro-
zess-, Schnittstellen- und Koope-
rationsmanager. Die Rolle des
Verkäufers ist besonders in der
kleineren Verwaltung zukünftig
eine der zentralen. Denn kleinere
Verwaltungen werden ihre Leis-
tungsqualität besonders dann er-
halten oder steigern können, wenn
sie mit anderen gemeinsam Leis-
tungen erbringen oder Leistungen

bei anderen (z. B. bei einer ande-
ren Gemeinde, der Kreisverwal-
tung oder einer größeren Stadt der
Region) beauftragen oder „fertige“
Leistungen „vertreiben“ und das
Schaufenster zum Bürger und
Kunden sind.

Allein die Bezeichnungen der Rol-
len machen deutlich, dass die
Rollenvielfalt in der Verwaltung
zunehmen wird. Damit einher
geht, dass das Denken und Han-
deln in Prozessen und Rollen
wichtiger wird und die Anforderun-

gen an Problemlösungskompetenz
wachsen. Künftig benötigen die
Verwaltungen mehr Generalisten
mit IT-, Prozess-, Projektmanage-
ment- und Steuerungskompetenz
und weniger Produzenten mit aus-
gewiesener Fachkompetenz.

Voraussetzungen schaffen –
Veränderung gestalten

Notwendige Voraussetzung für ei-
nen erfolgreichen Weg zur E-Go-
vernment-Verwaltung ist die Er-
kenntnis, dass dies nicht nur die
Neugestaltung von Leistungspro-
zessen und Qualifizierungen erfor-
dert, sondern u. a. Veränderungen
im Selbstverständnis der Verwal-
tung, in der Bestimmung des leit-
bild- und strategieorientierten
Kerngeschäfts, in der Begegnung
mit dem Bürger und Kunden, in
der Gestaltung der Leistungspro-
zesse und in den Überzeugungen
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und Fähigkeiten der Beschäftigten
und Führungskräfte notwendig
sind. Geht die Verwaltung den Weg
vom „E-Government zum Govern-
ment mit weitgehender IT-Unter-
stützung“ nutzt sie einen der wich-
tigen Ansätze, um finanzielle Not
zu lindern, den drohenden Fach-
kräftemangel zu bewältigen und
im Wettbewerb der Kommunen
und Regionen erfolgreich zu sein.

Schritte auf dem Weg zur koope-
rativen, vernetzten Verwaltung mit
weitgehender IT-Unterstützung
sind u. a.:

• Selbstverständnis der Verwal-
tung klären, Leitbild, strategische
Ausrichtung und Ziele festlegen
(Prioritäten setzen!) und perio-
disch überprüfen.

• Zukunftssicheres Leistungs-
portfolio definieren (im Front und
Back Office), mit der Politik ab-
stimmen und periodisch über-
prüfen.

• Organisatorische Zukunftssze-
narien entwickeln, die Orientie-
rung geben und IT-Möglichkeiten
sowie IT-Entwicklung beachten.

• Horizontale, vertikale oder re-
gionale Netzwerkpotenziale unter
Berücksichtigung der IT-Potenzi-
ale ermitteln, analysieren und be-
werten.

• Innovative, verwaltungsspezifi-
sche und organisationsübergrei-
fende Netzwerkkonzepte entwi-
ckeln und mit dem Ziel umsetzen,
alle denkbaren Synergien kreativ
zu nutzen.

• IT-gestützte Leistungsprozesse
entwickeln und optimieren, die
eine effiziente Leistungserstellung
ermöglichen.

• Führungs- und Mitarbeitertrai-
nings mit dem besonderen
Schwerpunkt „Führen und arbei-
ten in Netzwerken“ durchführen.

• Rollenbezogenes Generalis-
tenwissen über E-Government
(besonders: Möglichkeiten der

Prozessgestaltung mit IT) in allen
Anforderungsprofilen verankern
und zu einem Bestandteil von Per-
sonalentwicklungsplänen machen
– im Sinne eines E-Government-
Führerscheins.

• Organisationsübergreifendes
Controlling und Coaching von
Netzwerken mit dem Ziel aufbau-
en, den Nutzen für alle Partner zu
steigern und „die Dinge im Griff
zu behalten“.

Netzwerke organisieren

Kooperation in Netzwerken bedeu-
tet, Netzwerke zu organisieren,
d. h. ihnen Struktur und Regeln zu
geben. Denn gemeinsame Produk-
tion mit (externen) Partnern oder
externalisierte Produktion sollte
auf der Grundlage von zumindest
Rahmenvereinbarungen fußen.
Die Verwaltung wird eher selten
projektbezogene, spontane Netz-
werke bilden, die sich nach Pro-
jektende wieder auflösen (z.B. bei
Großprojekten wie Stadtjubiläen).
Meistens wird es um „Produktions-
netzwerke“ gehen, die eine gewis-
se Kontinuität haben.

Bei der Kreation von Partnerschaf-
ten sollte die Verwaltung auch
Wert auf eine gewisse Stabilität
legen, weil bei zu großer Flexibili-
tät in der Partnerwahl sowohl das
Vertrauen leiden als auch die Aus-
handlungs- und Transaktionskos-
ten erheblich steigen können.

Führungskräfte fordern

Beim Umbau der Verwaltung zur
vernetzten, kooperativen Verwal-
tung sind Führungskräfte die wich-
tigsten Treiber von Entwicklung
und Veränderung. Zu ihren wichtigs-
ten Aufgaben gehört, Raum zu schaf-
fen für Entwicklung sowie Orien-
tierung und Vertrauen zu geben.

Nicht zuletzt müssen Führungs-
kräfte, die die Verwaltung zur
Netzwerkverwaltung umbauen
wollen, auf die Funktionsfähigkeit
informationstechnischer Lösungen
vertrauen. Sie brauchen Genera-

listenwissen über informations-
technische Gestaltungsmöglich-
keiten. Sie erkennen, welchen
Nutzen der Einsatz neuer IT-Lö-
sungen für die Verwaltung hat.
Wegen der organisationspoliti-
schen Bedeutung von E-Govern-
ment müssen Führungskräfte
letztlich bereit und fähig sein, die
Verantwortung für Einsatz und
Weiterentwicklung der Informati-
onstechnik zu übernehmen. E-Go-
vernment darf nicht allein den Tech-
nikexperten überlassen bleiben!

Transformation gestalten

Die Verwaltung kann mit E-Govern-
ment Verwaltung neu gestalten.
Mit einer Veränderung, in der es
letztlich um „Mehr vom Gleichen“
geht, ist es nicht getan! Notwen-
dig ist umfassender Wandel – bei
den Menschen und im System
Verwaltung. Neue Antworten müs-
sen gefunden werden auf Fragen
wie: Was ist der Zweck unseres
Handelns? Was wollen wir errei-
chen/bewirken? Was ist uns wich-
tig? Was können wir? Was können
andere besser, und wo können wir
mit anderen zusammen arbeiten?
Wie verhalten wir uns?

Auch wenn noch nicht alle Voraus-
setzungen geschaffen, nicht alle
Lösungen fertig sind. Die Ausein-
andersetzung mit der vernetzten,
kooperativen E-Government-
Verwaltung ist angesagt. Die
Verantwortlichen in Politik und
Verwaltung sollten die bereits vor-
handenen Netzwerk-Erfahrungen
auswerten und nutzen und die
heute bereits möglichen Schritte
gehen. Dies gilt für die Richtungs-
bestimmung, daneben für die Ge-
staltung der Leistungsprozesse
sowie für Personalauswahl und
Personalentwicklungsplanungen.

Dr. Marianne Wulff ist Programmbereichs-
leiterin Informationsmanagement in der
KGSt. Die Aussagen sind Ergebnis des
„Strategiezirkel E-Government“ der KGSt,
in dem eine Reihe von kommunalen Füh-
rungskräften strategische Fragen des E-
Government diskutiert. Dr. Wulff ist Mitglied
des AWV-Arbeitskreises 1.4 „E-Govern-
ment“. Dr. Marianne Wulff,  Tel.: 02 21/
37689–22; E-Mail: marianne.wulff@kgst.de


